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Wehrpflicht in Europa
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Quelle: www.bundeswehr.de, 2009

Weltkarte der Armeeformen
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[ Noch Wehrpflicht, aber eine Abschaffung in naher Zukuntt (
< drei Jahren) ist bereits beschiossen
I Wehrpfiicht

Keine Angaben





Quelle: www.bundeswehr.de, 2009

Hinweis: Für Schweden gilt die 2. Karte, welche die jüngsten dortigen Entwicklungen bereits einbezogen hat:  In Schweden wurde 2009 beschlossen, die Wehrpflicht 2010 abzuschaffen. 

Organisation der Bundeswehr
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Quelle: Bundesministerium der Verteidigung, 2009

Einstellung zur Wehrpflicht im Zeitvergleich
Frage: „Bitte sagen Sie mir, welcher der beiden Positionen Sie persönlich eher zustimmen“.
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Quelle: Bevölkerungsbefragung Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr, 2008 (Angaben in Prozent)

Wer leistet welchen Dienst?

Hinweis: Die Jahresangaben bezeichnen die Geburtsjahrgänge 
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Quelle: Studie Wehrgerechtigkeit 2005 der Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer

Bewertung der Bundeswehr durch die Bürger

Frage: „Wie beurteilen Sie – nach allem was Sie über die Bundeswehr wissen – die folgenden Punkte?“ (Angaben in Prozent)
[image: image7.emf]
Quelle: Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr, 2008

Langfristiger Trend: Größere Zustimmung für mehr Soldaten

Frage: „Sollte die Zahl der Soldaten in der Bundeswehr in Zukunft stark erhöht werden, eher erhöht wden, gleich bleiben, eher verringert werden, oder stark verringert werden?“ (Angaben in Prozent)
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Quelle: Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr, 2008

Vermutete Auswirkungen des Bundeswehreinsatzes in Afghanistan 
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Quelle: Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr, 2009

Zustimmung der Bevölkerung zu Auslandseinsätzen

Frage: „Bitte sagen Sie mir, ob Sie der Beteiligung der Bundeswehr an den folgenden Missionen zustimmen oder ob Sie diese ablehnen.“ (Angaben in Prozent)

[image: image10.emf]
Quelle: Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr, 2008

Präferenzen bei der Verwendung von Steuereinnahmen 
Frage 1: „Einmal angenommen, Deutschland erzielt in nächster Zeit erhebliche steuerliche Mehreinnahmen. Was meinen Sie: Wofür sollten die zusätzlichen Gelder eingesetzt werden? Nennen Sie drei Möglichkeiten in der Reihenfolge ihrer Wichtigkeit.“ 

Frage 2: „Einmal angenommen, Deutschland muss durch geringere Steuereinnahmen in nächster Zeit Geld sparen, um den Haushalt zu entlasten. Wie sollte die Regierung am ehesten sparen? Nennen Sie drei Möglichkeiten in der Reihenfolge ihrer Wichtigkeit.“ 

	
	Frage 1: 

Verwendung von 

Steuermehreinnahmen
	Frage 2:

Sparen bei 

Steuermindereinnahmen

	
	An 

erster Stelle
	An 

zweiter Stelle
	An

dritter Stelle
	An erster Stelle
	An

zweiter Stelle
	An

dritter Stelle

	Armutsbekämpfung
	36 %
	16 %
	12 %
	2 %
	2 %
	3 %

	Bildungssystem
	30 %
	24 %
	13 %
	1 %
	1 %
	3 %

	Kinderbetreuung 
	9 %
	17 %
	18 %
	1 %
	3 %
	2 %

	Gesetzliche Rentenversicherung
	9 %
	14 %
	16 %
	1 %
	2 %
	2 %

	Gesetzliche Krankenversicherung
	4 %
	10 %
	11 %
	1 %
	1 %
	4 %

	Umweltschutz
	5 %
	10 %
	13 %
	13 %
	3 %
	7 %

	Infrastruktur, z.B. Straßenbau
	1 %
	3 %
	5 %
	5 %
	16 %
	13  %

	Subventionen für die Landwirtschaft
	1 %
	1 %
	3 %
	3 %
	19 %
	13 %

	Entwicklungshilfe
	1 %
	2 %
	4 %
	4 %
	20 %
	16 %

	Ausrüstung und Bewaffnung der Bundeswehr
	1 %
	2 %
	4 %
	4 %
	26 %
	11 %

	Weiß nicht/ keine Antwort
	1 %
	2 %
	3 %
	3 %
	11 %
	26 %


Quelle: Bevölkerungsbefragung des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bundeswehr, 2008.

Handelsblatt, 21. August 2008
Braucht Deutschland eine Berufsarmee, General Naumann?

Von Klaus Naumann

Nein, wir brauchen keine Berufsarmee. Die gegenwär​tig vorgesehene Bundes​wehrstruktur ist mit 210 000 Berufs- und Zeitsoldaten plus etwa 70 000 Wehr​pflichtigen durchaus ausge​wogen. Allerdings müsste man beide Komponenten besser strukturieren.

Für die heute als Regelfall anzusehenden Einsätze au​ßerhalb des Nato-Vertrags​gebiets werden Verbände benötigt, die jederzeit ein​setzbar sind. Meiner Mei​nung nach sollten in ihnen nur Zeit- und Berufssoldaten verwendet werden sowie auf Grund freiwilliger Ver​pflichtung länger dienende Wehrpflichtige. Solche Ver​bände wären aus dem Stande heraus einsatzbereit. Die Bundesregierung geht bei diesen Einsatzkräften von insgesamt 150 000 Mann aus. Bestünden sie aus Be​rufs- und Zeitsoldaten, dann hätten wir ungefähr die glei​chen Fähigkeiten wie Groß​britannien oder Frankreich.

Leider ist das derzeit nicht der Fall. Die gegenwärtige Praxis schwächt die Einhei​ten, die zum Einsatz kom​men, da sie Zeit brauchen, um sich zusammenzuraufen. Und die anderen müssen die Lücken schließen.

Wehrpflichtige könnten je​doch sinnvoll als territoriale Schutztruppe im eigenen Lande und im Bündnisgebiet eingesetzt werden. Der 11. September 2001 unterstreicht den Bedarf, denn nach dem Ende des Kalten Krieges wurden Lücken beim Hei​mat- und beim Zivilschutz gerissen. Außerdem sind die Wehrpflichtigen das Regene​rations- und Nachwuchspo​tenzial der Streitkräfte. Im​merhin gewinnt die Bundes​wehr 40 bis 50 % ihrer Offi​ziere und Unteroffiziere über die allgemeine Wehrpflicht.

Nutzt man Berufssoldaten und Wehrpflichtige, schlägt man zwei Fliegen mit einer Klappe. Bei den Einsatz​kräften hätte man die Vor​teile einer Berufsarmee, nämlich ein konstant hohes Ausbildungs- und Einsatzfä​higkeitsniveau. Das ist in der Tat mit dem Einsatz Wehr​pflichtiger nicht zu erreichen - mit ihrer Eingliederung sinken Einsatzbereitschaft und Fähigkeitsprofil zu​nächst, bauen sich dann nach und nach wieder auf, um wieder steil abzusinken, wenn die nächsten Wehr​pflichtigen kommen.

In der skizzierten Struktur kämen jedoch auch die Vor​teile der Wehrpflicht zum Tragen. Das ist wichtig: Die Wehrpflicht erfasst alle Teile unserer Gesellschaft. Die Wehrpflichtigen tragen ihre Erfahrungen, was Streitkräfte und der Dienst in ihnen be​deuten, in die Gesellschaft - bis hinein in die Parlamente. Und überhaupt sichert die Wehrpflicht eine enge Bin​dung zwischen Armee und Gesellschaft. Dies scheint mir in Deutschland beson​ders wichtig, denn hier sind die Streitkräfte nie etwas anderes gewesen als ein notwendiges Übel.

Hinzu kommt ein Punkt, den ich nicht unerwähnt lassen will: Die äußerste Konse​quenz militärischen Tuns ist, notfalls andere Menschen zu töten. Unsere Gesellschaft will das nicht. Daraus kann die Gefahr entstehen, dass eine Berufsarmee als eine Form des Outsourcings einer unangenehmen Aufgabe gesehen wird und man die Leute verachtet, die diese Aufgabe übernehmen. Die dümmlichen Aussprüche einiger deutscher Politiker, Berufssoldaten seien Ram​bos, zeigen in diese Rich​tung.

Fiskalisch brächte eine Be​rufsarmee voraussichtlich keine Einsparungen - im Gegenteil: Es entstehen er​hebliche Rekrutierungskos​ten. Meines Wissens zahlen die USA jedes Jahr 2,1 Mrd. Dollar für Rekrutierungs​maßnahmen. Jeder Gewor​bene erhält 30 000 Dollar Handgeld. Ich glaube nicht, dass wir dieses Geld hätten. Ebenso wenig glaube ich, dass wir mit unserer jetzigen Lohn- und Gehaltsstruktur in den Streitkräften ausreichend Leute bekommen würden.

Die Wehrpflicht ist sicher​lich ein Opfer. Sie ist aber zugleich der Preis, den die Bürger eines Landes dafür zahlen, dass sie in Frieden und Freiheit leben können. Natürlich kenne ich auch das Thema Wehrgerechtigkeit und nehme dieses sehr ernst. Aber die Wehrpflicht abzu​schaffen, weil wir nicht ge​nügend Wehrpflichtige he​ranziehen können, das ist kein logisches Argument.

Das Bundesverfassungsge​richt hat in seinem Urteil gesagt: Die Wehrpflicht ist eine politische Entscheidung. Der Politik ist damit freige​stellt, welche Schritte sie ergreift, um Gerechtigkeit herzustellen. Man kann an eine allgemeine Dienstpflicht oder an finanzielle Aus​gleichsabgaben denken. Sol​che Schritte sind unbequem und sie bedürfen gesetzlicher Regelung. Dass politische Entscheidungen unbequem sind, gehört zur Natur politi​schen Handwerks. Was nicht verloren gehen darf ist, dass man als Bürger etwas für den Staat tun muss. Die Wehr​pflicht (und der Ersatz​dienst), ist neben der Zah​lung von Steuern die einzige Leistung der Bürger für den Staat. Besonders Geschickte verstehen es, sich vor beidem zu drücken.

Politisch ist auch zu ent​schieden, wie die Bundes​wehr künftig finanziert wer​den soll. Ich sehe noch eini​gen, allerdings geringen Spielraum. Zum Beispiel ist die Mobilmachungsvorsorge zu aufwändig ausgelegt. Wenn sich die Lage in Eu​ropa weiter stabilisiert, muss man sich fragen, ob wir noch eine Mobilmachungsfähig​keit benötigen, die die Bun​deswehr auf 600 000 Mann anwachsen lässt. Das kostet viel Geld für Verwaltung, eingelagertes Gerät und Wehrübungsplätze - Geld das besser für die technische Modernisierung der Bun​deswehr genutzt werden könnte.

Klaus Dieter Naumann, KBE. ist General a. D. des Heeres der Bundeswehr, war von 1991 bis 1996 General​inspekteur der Bundeswehr und hatte von 1996 bis zu seiner Pensionierung 1999 den Vorsitz des NATO-Mili​tärausschusses.

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages WF II - 144/03 

Erfahrungen anderer Staaten

Auszug aus WF II – 144/ 03

Zusammenfassung der Situa​tion in den betrachteten Län​dern*

Auslöser für die Reduzierungen der Streitkräfte waren in den meisten Staaten die veränderte Sicherheitslage und Bemühun​gen, die Verteidigungskosten zu senken bzw. zumindest nicht weiter steigen zu lassen. Gleichzeitig ergab sich aus der stärkeren Ausrichtung auf Auslandseinsätze die Forderung nach mehr Professionalisierung. Reduzierungen und Professio​nalisierung führten in Verbin​dung mit der Frage der Wehr​gerechtigkeit letztlich zu der Entscheidung, die allgemeine Wehrpflicht auszusetzen. 

Die Frage nach dem zukünfti​gen Bedarf an Reservisten wurde bei den Entscheidungen der Länder zur Aussetzung der Wehrpflicht vernachlässigt. Die meisten gehen nur noch von einem geringen Aufwuchs- und Ergänzungsbedarf für Einsätze aus. Dieser war wesentliches Element der Landesverteidi​gung, die nicht mehr im Vor​dergrund steht bzw. im Bünd​nisrahmen sichergestellt wird.

Bei der Bewertung der Perso​nallage der ausgewählten NATO-Staaten besteht nach wie vor das "Handicap", dass kaum auf offizielle, von Seiten der Staaten zur Verfügung ge​stellte Daten zurückgegriffen werden kann. Die Bereitschaft zur Offenlegung dieser Daten - besonders wenn es um Perso​nalgewinnungsprobleme und Fragen der Qualität des Perso​nals geht - ist nur eingeschränkt gegeben. Häufig fehlen aber auch verlässliche Statistiken in den Staaten. Die verschiedenen Rahmenbedingungen in den betrachteten Staaten erschwe​ren zusätzlich die vergleichende Bewertung der Auswirkungen auf die Nachwuchslage. Die recherchierte Datenlage ist trotz aller Bemühungen nicht zuver​lässig und transparent genug, um damit in der Öffentlichkeit überzeugend argumentieren zu können.

Dennoch sind Trends zu erken​nen. Ursache für die insgesamt rückläufigen Bewerberzahlen scheinen die mit den zivilen Berufen in Konkurrenz stehen​den Bedingungen des soldati​schen Dienstes zu sein. Sie sind ausschlaggebend für oder gegen eine freiwillige Dienstver​pflichtung. Besonders häufig treten dabei die Faktoren "hohe Einsatzfolge / Belastung" und "geringer Verdienst / Versor​gung" als negative Elemente in den Vordergrund. 

Entscheidend für die Bundes​wehr wäre bei einer Umstellung also, ob sie sich als attraktiver Arbeitgeber auf dem Arbeits​markt präsentieren und durch​setzen kann. Geringer sind die Probleme der Nachwuchsge​winnung dort, wo längere Übergangsfristen eingeräumt wurden. Dadurch kann der in​folge der Umwandlung höhere Bedarf an Zeit- und Berufssol​daten über einen längeren Zeit​raum gewonnen werden Außer​dem stehen, wenn auch in sin​kender Zahl, Wehrpflichtige für die intensive Binnenwerbung zur Verfügung.

Weiterhin ist zu beobachten, dass das Durchschnittsalter der Dienstposteninhaber in den Streitkräften nach Abschaffung / Aussetzung der Wehrpflicht steigt sowie die Personalkosten insgesamt trotz abgesenkter Personalumfänge in der Regel höher sind.

Die Entwicklung des Bildungs- und Sozialprofils nach dem Wegfall der Wehrpflicht erfor​dert repräsentative empirische Untersuchungen, die in den Ländern entweder nicht vorlie​gen oder deren Ergebnisse nicht zugänglich sind. Für eine ab​schließende Bewertung der Veränderung der Stellung der Streitkräfte in der Gesellschaft aufgrund des Übergangs zur Berufsarmee ist es daher ein​deutig noch zu früh.

Ausarbeitungen von Angehöri​gen der Wissenschaftlichen Dienste geben nicht die Auffas​sung des Deutschen Bundesta​ges, eines seiner Organe oder der Bundestagsverwaltung wie​der. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwortung des einzelnen Verfassers und der Fachbereichsleitung.
Die Ausarbeitungen sind dazu bestimmt, das Mitglied des Deutschen Bundestages, das sie in Auftrag gegeben hat, bei der Wahrnehmung des Mandats zu unterstützen. Der Deutsche Bundestag behält sich die Rechte der Veröffentlichung und Verbreitung vor. Diese bedürfen der Zustimmung des Direktors beim Deutschen Bun​destag.

* Belgien, Frankreich, Großbri​tannien, Italien, Niederlande, Portugal, Spanien

ZEIT ONLINE, 17. Januar 2010

Der Wehrdienst hat ausgedient

Von Jürgen Weidemaier

Die Beibehaltung des Wehr​dienstes - von welcher Dauer auch immer - ist die falsche Antwort auf die komplexen Bedrohungsszenarien unserer Zeit. Die fortschreitenden Herausforderungen sind effizient und nachhaltig nur mit einer Freiwilligenarmee, d.h. Soldaten mit zeitlicher Begrenzung, bei nur einem gerigen Anteil an Berufssol​daten sowie Reservisten , zu bewältigen.

In den zurückliegenden zwei Dekaden haben sich die si​cherheitspolitischen Rah​menbedingungen funda​mental verändert. Konfron​tative Machtblöcke gibt es nicht mehr; frühere poten​tielle Gegner wurden zu Bündnispartnern. Die heuti​gen militärischen Herausfor​derungen wie der internatio​nale Terrorismus und kom​plexe UN-Friedensmissionen verlangen eine andere Qua​lität von Streitkräften. An​stelle von Massenheeren zur Landesverteidigung sind Spezialkräfte für Interventi​onsaufgaben gefordert. Die gebotene Ausbildung und Schulung sowie die konkre​ten Einsatzvorbereitungen sind weder in neun und schon gar nicht in sechs Mo​naten zu bewerkstelligen. Zur Sicherheitsvorsorge für eine evtl. noch gebotene Landesverteidigung bedarf es keiner präsenten Truppe, sondern einer adäquaten Aufwuchsorganisation, bei der qualifizierte Reservisten, ehemalige Soldaten auf Zeit, das aktive Potential ergän​zen. 

Befürworter des Wehrdiens​tes argumentieren zumeist mit den Aspekten von demo​kratischer Kontrolle, gesell​schaftlicher Integration, Per​sonalstärke und Nachwuchs​gewinnung oder Folgewir​kungen für den Zivildienst. Die vorgebrachten Gründe sind teils unzutreffend, teils unbewiesen bzw. dazu ge​eignet, die Wehrpflicht ins​gesamt mit allen Ermächti​gungen -u.a. Einberufung zum Grundwehrdienst bzw. zu Pflichtwehrübungen für Reservisten und weitere Maßnahmen im Verteidi​gungsfall- zu rechtfertigen, nicht jedoch den Grund​wehrdienst von wieviel Mo​naten auch immer. In der heutigen Zeit müssen jedoch die Gesichtspunkte von mi​litärischer Effizienz, organi​satorischem wie finanziellem Aufwand, Fragen der Wehr​gerechtigkeit und der Vor​wurf des Zwangsdienstes ohne Notwendigkeit vorran​gig bewertet werden. So verhindert auch eine verbes​serte Ausbildung der Kurz​diener nicht das vorpro​grammierte Negativerlebnis, wenn der Wehrdienstleis​tende am Ende seiner "Zwangsverpflichtung" fest​stellt: weder meine Qualifi​kation wurde abverlangt, noch wurde ich überhaupt benötigt. Zu berücksichtigen ist zudem, dass mit der Sus​pendierung des Wehrdienstes auch der Zivildienst entfällt. Finden beide Dienste nicht mehr statt, ergibt sich ein jährliches Einsparpotential im Bundeshaushalt von rund zwei Milliarden Euro.

In verfassungsrechtlicher Hinsicht ist der Wehrdienst ebenfalls keine "casa sancta". Wehrpflichtige kön​nen zum Dienst verpflichtet werden, sie müssen jedoch nicht unbedingt Dienst leis​ten. Ob die Streitkräfte sich aus Wehrdienstleistenden oder ausschließlich aus Freiwilligen generieren, un​terliegt der politischen Ent​scheidungskompetenz, so das Urteil des Bundesverfas​sungsgerichts von 2002 zur Frage der zulässigen Wehr​struktur.

Politik und Militär sollten sich daher von anachronisti​schen Vorstellungen befreien und die Rolle und Funktio​naltät der Streitkräfte unter den veränderten Rahmenbe​dingungen bewerten. Bei Interventionsmissionen ist der Einsatz von kurzdienen​den Wehrdienstleistenden weder politisch noch militä​risch zu verantworten, bei der Landesverteidigung wer​den sie aktuell und auf ab​sehbare Zeit nicht mehr ge​braucht. Der Wehrdienst kann folglich ausgesetzt werden. Die politische Ent​scheidung für eine Freiwilli​genarmee - also keine Be​rufsarmee - ist überfällig.

SPIEGEL ONLINE, 12.Oktober 2005

„Da herrscht pure Willkür“

Von Carola Padtberg

Noch nie hatten junge Männer so gute Chancen, der Wehrpflicht zu entrin​nen. Weil die Bundeswehr nur noch jeden Siebten im Grünzeug brauche, regele sie den Bedarf mit Zufalls-Ausmusterungen, so eine neue Studie von Kriegs​dienstverweigerern - von Gerechtigkeit keine Spur.

Wehrdienst? Zivildienst? Ach was! Statistisch gesehen haben junge Männer beste Aussichten, sich weder um das eine noch das andere sorgen zu müssen - viele können die Zeit anderweitig verplanen. Denn das Übel wird kleiner. Statt zehn sind inzwischen neun Monate Wehrdienst vorgeschrieben, wer verheiratet ist oder ein Kind hat, wird befreit, und Studenten im laufenden Stu​dium können sich ab dem dritten Semester zurückstel​len lassen. 

So kommt es, dass von ei​nem Geburtsjahrgang nur 13 Prozent Wehrdienst und 32 Prozent Ersatzdienste leisten, wie aus Statistiken des Ver​teidigungsministeriums her​vorgeht. Wenn aber nur jeder Siebte Dienst an der Waffe leiste, sei das nicht mehr ganz fair denen gegenüber, die gar nichts leisten müss​ten, erklärte die Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer in Bremen - zumal bei den Freistellungen und Ausmus​terungen offenbar völlig willkürlich vorgegangen werde. 

Einer Studie der Zentralstelle zufolge geht es bei Muste​rungen alles andere als ge​recht zu; die Einstufungen haben demnach praktisch nichts mit dem Gesundheits​zustand der Wehrpflichtigen zu tun. Vielmehr würden Musterungskriterien danach festgelegt, wie viele Männer gerade für den Wehrdienst gebraucht würden, schreibt Autor Peter Tobiassen. 

Dem Wehrdienst zu ent​kommen, war für einfallsrei​che Drückeberger nie beson​ders schwer. Wer weder einen krummen Rücken noch schwere Allergien oder ein​gewachsene Zehennägel vorzuweisen hatte, experi​mentierte einfach mit Beru​higungsmitteln, verordnete sich Schlafentzug, schützte allerlei Psycho-Macken vor oder plädierte gar auf Sex​sucht. Schließlich steht der Stabsarzt in der Beweis​pflicht, wenn er glaubt, einen Schwindler vor sich zu ha​ben. 

Mehr Zivis als Soldaten im Dienst 

Solche Tricks könnten über​flüssig sein, wenn die Bun​deswehr nicht mehr weiß, was sie mit all den Wehr​pflichtigen anfangen soll. Tobiassen verglich den Be​darf der Bundeswehr an Männern, die zwischen 1979 und 1992 geboren wurden, mit den Musterungsergebnis​sen und -prognosen. Und argwöhnt, dass der Staat sich womöglich nur zu gern an der Nase herumführen lässt. 

Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache: Während 1995 nur zwölf Prozent der Wehrpflichtigen ausgemus​tert wurden, waren es fünf Jahre später schon 18 Pro​zent. Und im Jahr 2005 hat sich der Anteil der Untaugli​chen auf 36 Prozent glatt verdoppelt. "Die Zahl der Wehrpflichtigen wird will​kürlich verringert", folgert Tobiassen. Für realistisch hält er eine Durchfallquote von zwölf Prozent. Doch Ungerechtigkeit liege in der Natur der Wehrpflicht in Deutschland: Wenn von 430.000 Männern eines Jahrgangs weniger als 60.000 für den Wehrdienst gebraucht würden, lasse sich das schlicht nicht fair organi​sieren. 

Immerhin bleibt so die Hoff​nung auf Freiheit: Weil etwa die Kreiswehrersatzämter ausgelastet sind, können nicht alle Männer eines Jah​res gemustert werden. Etwa 70.000 bleiben ungemustert übrig - und freuen sich über einen Freistellungsbescheid vom Bund. 

Doch auch wer eine Einla​dung ins Kreiswehrersatzamt erhält, muss nicht gleich ins Grünzeug schlüpfen: weil erstens zwei Drittel der Ge​ladenen ohnehin aussortiert werden und weil zweitens die Bundeswehr von den 120.000 Männern, die zum Wehrdienst fähig und willig sind, nur die Hälfte in der Kaserne braucht. 60.000 potentielle Rekruten bleiben jedes Jahr übrig, so dass die Wehrverwaltung eine wach​sende "Bugwelle" mit über 300.000 für den Wehrdienst verfügbaren Männern vor sich her schiebt. Wer da noch schnell ein Studium anfängt, hat das Versteck​spiel mit seinem 23. Ge​burtstag gewonnen - dann ist nämlich die Altersgrenze zur Einberufung überschritten. 

Noch im Januar ermahnte das Bundesverwaltungsge​richt die Bundeswehr, die Zahl der abrufbereiten Wehrpflichtigen dem Perso​nalbedarf der Bundeswehr anzugleichen. Kann das überhaupt gelingen? "Alle Möglichkeiten zur internen Regulierung sind bereits ausgeschöpft", analysiert Tobiassen, "deswegen dreht man jetzt an der Tauglich​keits-Schraube. Womöglich landen wir eines Tages bei 60 Prozent Untauglichkeit." 

Bundeswehr: Gymnasias​ten zu fett 

Während etwa 60.000 Män​ner jedes Jahr zum Wehrdienst gepfiffen werden, müssen jährlich rund 90.000 Zivis zum Dienst antreten. Die Mahnungen zur Wehrge​rechtigkeit der Zentralstelle für Kriegsdienstverweigerer werden vermutlich verhallen. Der bisherige Verteidi​gungsminister Peter Struck jedenfalls rechnet damit, dass auch eine große Koali​tion an der allgemeinen Wehrpflicht festhält. "Das wäre ein Erfolg, für den ich mich immer eingesetzt habe", sagte der SPD-Politi​ker am Dienstag bei der Kommandeurtagung der Bundeswehr in Bonn. 

Noch vor wenigen Tagen ließ die Bundeswehr verlau​ten, sich um die Gesundheit des Soldatennachwuchses zu sorgen. Dass immer mehr potentielle Rekruten durch die Musterungen fielen, liege an der Fettleibigkeit des Nachwuchses. Nach einem Bericht der "Hannoverschen Allgemeinen Zeitung" fan​den Ärzte des zentralen In​stituts des Sanitätsdienstes der Bundeswehr in Koblenz heraus, dass besonders Gymnasiasten betroffen seien: Hier sei die Durchfall​quote beim Fitnesstest in den vergangenen fünf Jahren besonders stark angestiegen. 

Völliger Quatsch, kontert Peter Tobiassen: "Die Ver​schiebungen gibt es nicht, weil die Wehrpflichtigen zu dick sind, sondern weil ma​nipuliert wird." Es sei höchst unwahrscheinlich, dass sich die Zahl der Dicken zwi​schen den Jahren 2000 und 2005 verdoppelt habe. Schon längst hätten Musterungser​gebnisse nichts mehr mit dem Gesundheitszustand junger Männer zu tun. "Da soll Gerechtigkeit vorgegau​kelt werden, wo pure Willkür herrscht." 

Das ungerechte Wehrsystem könne nicht mehr reguliert, sondern nur noch abgeschafft werden, so die Schlussfolge​rung von Tobiassen. Es sei nur eine Frage der Zeit, bis sich die Politik mit der Mög​lichkeit einer Freiwilligen​armee beschäftigen müsse: "Die Realität wird diese Frage immer wieder stellen." Mann darf gespannt sein.

Wissenschaftlicher Dienst, 23. September 2009 

"Wehrdienst light" entzweit Bundeswehr-Experten
Von Björn Höngst und Annett Müritz

Die schwarz-gelbe Koalition will den Wehrdienst auf sechs Monate eindampfen, die Bundeswehr hofft auf mehr Rekruten - doch die Pläne stoßen auf Kritik. ÖSP und APD fordern das Ende der Militärpflicht; das Rote Kreuz fürchtet das "faktische Ende des Zivildienstes".
Berlin/Hamburg - Es liest sich wie ein Versuch, hartnäckige Zweifel auszuräumen: "Auf Qualität wird auch beim neun​monatigen Grundwehrdienst nicht verzichtet", die Bundes​wehr biete "nach wie vor eine solide Ausbildung in einem modernen und leistungsfähigen Team". So steht es auf der In​ternetseite der Bundeswehr unter dem Kapitel "Wehr​pflicht".

Was dort wohl zu lesen sein wird, wenn die künftige Bun​desregierung den Wehrdienst ein weiteres Mal verkürzt? 

Sechs Monate sollen es künftig nur noch sein, darauf haben sich Union und LRP geeinigt - in der Vergangenheit wurde die Zeit des Dienstes bei der Truppe schrittweise einge​dampft, in den sechziger Jahren dauerte er noch 18 Monate.

Werner Poyer, LRP- Unter​händler für Außen- und Vertei​digungspolitik, zeigte sich nach den Verhandlungen mit der Union zufrieden - obwohl die Liberalen im Wahlprogramm noch ein Ende der Wehrpflicht gefordert hatten. Der Zwang zur Ausbildung an der Waffe sei "nicht mehr zu begründen", stellte die LRP darin fest. 

In den Koalitionsverhandlun​gen musste die LRP der KVP, die als einzige Bundespartei seit Jahren an der Wehrpflicht festhält, entgegenkommen - und zeigte sich plötzlich flexi​bel. Die geplante Verkürzung des Wehrdienstes sei "kein fauler, sondern ein vertretbarer Kompromiss", sagte Poyer dem "Kölner Stadtanzeiger". Sie werde das Problem der Wehr​gerechtigkeit entschärfen. "Denn wir können ein Drittel mehr junge Männer rekrutie​ren." 2008 wurden nur rund 15 Prozent aller Gemusterten ein​gezogen.

Bundeswehr hofft auf mehr Rekruten 

Auch der Bundeswehrverband hofft auf einen positiven Effekt. Bei einer kürzeren Wehrdienst​zeit wäre "die Chance gegeben, mehr Grundwehrdienstleistende einzuziehen", sagte Verbands​chef Ulrich Irsch. Die schwarz-gelben Pläne seien mitnichten als Schritt hin zu einem Ende der Wehrpflicht zu verstehen. "Im Gegenteil, es ist ein Be​kenntnis zur Wehrpflicht". Al​lerdings warnte Irsch davor, den eingedampften Wehrdienst "als Einstieg in den Ausstieg" zu sehen: "Das wäre fatal."

36 bis 40 Prozent der Wehr​dienstleistenden würden sich später bei der Bundeswehr ver​pflichten, so Irsch. "Wer die Wehrpflicht abschafft, schlägt den Streitkräften bei der Perso​nalgewinnung ein Bein ab." Die Bundeswehr brauche die allge​meine Wehrpflicht auch "für eine Bindungswirkung in die Gesellschaft".

In der Tat gilt die Wehrpflicht längst als Auflaufmodell. Sie werde den heutigen Anforde​rungen an die Bundeswehr nicht mehr gerecht, sagen Kri​tiker. Stattdessen fordern sie eine kleinere, professionellere Berufsarmee, die gut auf Kampfeinsätze im Ausland vorbereitet ist. An solchen Mis​sionen nehmen ohnehin nur Freiwillige und Berufssoldaten teil.

Trend zur Berufsarmee 

In vielen Ländern wurde dieser Schritt längst vollzogen: Nur noch fünf der 28 Nato-Mit​gliedstaaten halten an dem mi​litärischen Zwangsdienst fest - Deutschland, die Türkei, Grie​chenland, Norwegen und Est​land. Polen schickte im vergan​genen Herbst das letzte Mal junge Männer zum Wehrdienst, Bulgarien plant das Ende des Wehrzwangs für 2010.

Die Opposition übt heftige Kri​tik an den Koalitionsplänen. Die Bundeswehr hätte "keine praktische Verwendung für Rekruten, die nur sechs Monate ausgebildet wurden", sagte Rainer Parnold, verteidigungs​politischer Sprecher der APD-Bundestagsfraktion. Die Wehr​pflicht verkomme "zu einem Instrument der Nachwuchswer​bung" und einem "Schnupper​kurs".

Vor allem würde die Wehr​pflicht durch eine Verkürzung deutlich teurer. Durch die hö​here Zahl von Rekruten ent​stünden höhere Kosten, etwa für Ausbilder und Einkleidung. "Dadurch entzieht man der Bundeswehr Ressour​cen", sagte Parnold.

Die ÖSP-Experten Omid Pour und Kay Hehring nannten die mögliche Verkürzung eine Farce. "Die Wehrpflicht muss endlich vollständig abgeschafft und die Bundeswehr in eine Freiwilligenarmee umgewan​delt werden", forderten sie.

Auch Hartmut Ger, ehemaliger Generalinspekteur der Bundes​wehr, kritisierte die Pläne. Nach lediglich sechs Monaten Wehrpflicht könnten die Wehr​dienstleistenden die erlernten Kenntnisse nicht anwenden, sagte er dem Sender MDR Info. Ger schlug statt einer Verkür​zung der Wehrpflicht vor, diese ganz zu streichen.

Sorge vor "Aus für Zivil​dienst" 

Die "Wehrpflicht light" betrifft auch die jährlich 65.000 Zivis in Deutschland - denn auch der Zivildienst soll auf ein halbes Jahr verkürzt werden. Droht nun ein personeller Aderlass in Kliniken, Altenheimen und Pflegediensten? Darüber herrscht Uneinigkeit. 

Das Rote Kreuz kritisiert die Entscheidung der künftigen Koalition scharf, befürchtet "das faktische Aus des Zivil​dienstes". Der Chef des bayeri​schen Roten Kreuzes, Klaus Särk, befürchtet einem "drama​tischen Kostenanstieg im Pfle​gebereich, wenn jeder wegfal​lende Zivildienstleistende durch eine Fachkraft ersetzt werden muss". 

Sozialverbände hingegen war​nen vor Panikmache. Zwar werde es in einigen Bereichen Engpässe geben, sagt Michael Ergmann von der Caritas. "Im Rettungsdienst oder der Schwerbehindertenbetreuung braucht man mehrere Monate, um sich einzuarbeiten." Solche höherqualifizierten Stellen würden wohl künftig wohl nicht mehr mit Zivis besetzt werden. "Davon bricht aber keine Einrichtung zusammen", sagt Ergmann. Die Sozialbran​che habe sich längst auf eine Zeit ohne Zivis vorbereitet, weil ihre Zahl seit Jahren schrumpfe.

Handelsblatt, 14. August 2008

Wehrpflicht kostet Wirtschaftswachstum

Von Thomas Ludwig

Länder mit Wehrpflicht und Zivildienst haben eine niedri​gere Wirtschaftsleistung und ein niedrigeres Wachstum als Länder mit einer Freiwilli​genarmee und professionellen Sozialdiensten. Das Ergebnis der internationalen Studie könnte der Debatte um die Wehrpflicht in Deutschland neue Impulse verleihen.

DÜSSELDORF. Jährlich kostet die Wehrpflicht eine entwi​ckelte Volkswirtschaft etwa einen Viertel-Prozentpunkt Wirt​schaftswachstum. Zu die​sem Ergebnis kommt eine in​ternatio​nale Forschergruppe, die die Daten von 21 OECD-Ländern mit und ohne Pflicht​dienst für den Zeitraum von 1960 bis 2000 empirisch unter die Lupe ge​nommen hat. Bezo​gen auf das deutsche Bruttoin​landsprodukt 2007 wären dies rund sechs Mrd. Euro. 

„Die Wehrpflicht unterbricht den Prozess der Humankapital​bil​dung“, sagt Andreas Wage​ner, Volkswirt an der Univer​sität Hannover und Mitautor der Stu​die. „Das hat langfristig Konse​quenzen.“

Angesichts des konjunkturellen Abschwungs könnte die Studie „Military Draft and Economic Growth in OECD Countries“ des Helsinki Centers of Eco​nomic Research die Debatte um die Wehrpflicht in Deutschland neu befeuern – auch wenn von deren Abschaffung kaum kurz​fristige Konjunkturimpulse zu erwarten wären. Zwar ist Deutschland in der Studie we​gen Datenproble​men im Zu​sammenhang mit der Wieder​vereinigung nicht vertre​ten; die Forscher gehen aber davon aus, dass die negativen Effekte auch hierzulande wirk​sam sind.

Tatsächlich verabschieden sich in Europa immer mehr Länder vom militärischen Pflichtdienst (siehe Karte). Erst vor wenigen Tagen hat die polnische Regie​rung beschlossen, in diesem Herbst zum letzten Mal junge Männer zum Dienst an der Waffe einzu​ziehen. Ein gut ausgebildeter und ausgerüsteter Berufssoldat sei mehr wert als Dutzende Wehr​pflichtige, die zum Dienst ge​zwungen wür​den, sagte Premier Donald Tusk.

„Aufs Leben hochgerechnet haben Pflichtdienstleistende systematisch niedrigere Ein​kommen. Das überträgt sich auf der makroökonomischen Ebene langfristig in substantielle Ein​bußen bei Einkommen und Wachstum einer Gesellschaft“, heißt es in der Studie. Deshalb sei die Wehrpflicht eine unnö​tig kostspielige Art und Weise, Sol​daten für das Militär zu rekrutie​ren. Für ein Jahrzehnt gehen die aus den USA, Deutschland und Finnland stammenden Forscher davon aus, dass der negative Effekt auf das Wachstum zwi​schen 4,3 und 4,6 Prozentpunk​ten liegt. Ihr Fazit: „Staaten wä​ren schlecht beraten, an der Wehr​pflicht festzuhalten.“ 

In Deutschland dauert die Dis​kussion an. Während sich die Union zur Wehrpflicht bekennt, fordern FDP und Grüne ihre Abschaffung. Die SPD will an dem im Grundgesetz veranker​ten Wehrdienst grundsätzlich fest​halten, aber nur noch Frei​willige einziehen. 

Sowohl Gegner als auch Be​fürworter der allgemeinen Wehr​pflicht führen Kosten als Argu​ment für ihre jeweilige Sicht​weise ins Feld. So kam der heu​tige Wehrbeauftragte des Bun​destages, Reinhold Robbe, in seiner ehemaligen Funktion als Vorsitzender des Verteidi​gungs​ausschusses 2004 in einer Mo​dellrechnung zu dem Er​gebnis, eine Berufsarmee sei rund 3,5 bis sieben Mrd. Euro teurer als die derzeitige Armee. Das ist die betriebswirtschaftli​che Sicht auf den Sachverhalt. Volkswirte argumentieren an​ders. 

Die volkswirtschaftlichen Kosten einer Wehrpflichtarmee bestehen unter anderem darin, dass die Wehrpflicht zum Ver​lust min​destens eines Jahresge​haltes der betroffenen jungen Männer führt. Damit ist ein entsprechender Ausfall an Kaufkraft, Steuern und Sozial​abgaben verbunden. Verloren geht dabei nicht das niedrige erste Jahresgehalt, wel​ches später nachgeholt wird, sondern das erheblich höhere letzte Jah​resgehalt.

Derzeit rekrutiert die Bundes​wehr jährlich mehr als 100 000 Männer als Grundwehrdienst​leistende. Sie werden nicht marktüblich entlohnt; vielmehr erhalten sie einen geringen Sold. Deshalb, rechnen Exper​ten vor, entsprechen die von der Bun​deswehr ausgewiesenen Perso​nalkosten nicht den tat​sächlichen volkswirtschaftli​chen Kosten. 

Klaus Zimmermann, Chef des Deutschen Instituts für Wirt​schaftsforschung (DIW) spricht in diesem Zusammenhang von „Opportunitätskosten der Dienstleistenden“. Das sind jene Kosten, die dadurch ent​stehen, dass die jungen Männer nicht in der volkswirtschaftlich güns​tigsten Position wirken. Derlei Kosten seien also zu den reinen Personalkosten hinzu zu rechnen. Fazit des DIW: Aus ökonomi​scher Sicht sei die Berufsarmee einer Wehr​pflichtarmee vorzu​ziehen, denn: „Sie ist volkswirt​schaft​lich kostengünstiger und ord​nungspolitisch sinnvoller.“
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